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Für und wider die “Sozialisierung _
Von (0) MAND

ach Begründung des deutschen Staatswesens werden die ragen
der Sozialı 1CTruNnNg akut Der Deutsche Gewerkschaftsbund tür dıie britische
Zone hat Bundestag und Bundesrat auf SCiINCMM Bundeskongreßß aufgefor-
ert die Großindustrien Kohle, Eısen und Chemıie durch schnelle Gesetz-
gebung Gemenme1i7zentum überiführen In SCiINCTr Regierungserklärung

der Bundeskanzler: „„Die soz1al- un gesellschaftspolitische Aner-
kennung der Arbeitnehmerschafit macht eine Neuordnung der Besitzver-
hältnisse den Grundindustrien notwendig Es dürfte deshalb der
Zeit SCII, siıch Licht und Schatten der Sozlalısierung uUuNnvorec1Ing NOMMEEN
VOLr ugen führen.

Wıe ist die Sozialisiterung heute sehen?
Unter Sozialisierung versteht mMa  } im heutigen Sprachgebrauch über-

wiegend die Überführung privatwirtschaftlichen Eigentums und der 27ZU-
gehörıigen Aufgaben ARN der privatwirtschaftlichen Sphäre die Gesell-
schaft Der einzelne als Glied Personengruppe des Staates (oder
So  5 ötffent iıchen Körperschaft) wird Leitung, Eigentum und Erfolg
nur indirekt auf dem Wege über polıtısche Mıtbestimmung und
Teilnahme allgemeinen Nutzen der staatlıchen er sonstigen) rgani-
Satıon, beteiligt.

Sozialistierung ist a1so e1ine® Übernahme dreier Kreise VOonN'” Rechten und
Pflichten durch dıe Personengruppe öffentlıchen Körperschaft
me1ıst Staates ihrer Gesamtheıt:

Eigentum den sozlalisıerten Betrieben,
Unternehmerwagnıis und Erfolg der wirtschaftlıchen Tätigkeit,
Leitung der Wirtschaftsbetri=be.

Mafifnahmen, dıe nıcht durch di>se reli Faktoren gekennzeichnet sind,
fallen nıcht den Begriff der Sozlalısierung Die Sozlalısierung 1St VO'

der Vergenossenschaftlichung abzugrenzen Diese beziecht sıch auf klieinere
soziologische ebh1 de, VOT allem Unternehmungen und erhält dıe Selb-
ständigkeıt der Einzelpersönlichkeiten beim Zusammenschlufß
gSEMEINSAMECN Werk

Durch Sozialıs1°rung sollen einmal die Getfahren privatwirtschaftlicher
Machtpolitik gebannt, ZABN anderen bestimmte Sozialprogramme CrmO0S-
lıcht werden. In ıden Fällen bıldet dıe Eigentumsübertragung VO den

bisherigen Inhabern dıe Allgemeinheit dıe Grundlage. egen dıe Be-
deutung der Eigentumsübertragung wendet man häufig C1N, die Verfü-
gungsgewalt über die Produktionsmittel lıege heute schon großen
eıl nıcht mehr be1 den Eigentümern. Be1 Beschränkung auf die deutschen
Verhältnisse un dıe bedeutendste orm der Kapitalgesellschaften, dıe
Aktiengesellschaft 15 festzustellen, da der Vorstand als Leıiter der Unter-
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fugnissen
rat, bestellt und berwacht wird Vorliegen C1N wichtigen C
des (Z grober Pflichtverletzung oder Unfähigkeit ZuUr ordnungsmäßigen
Geschäiftsführung) abberufen werden kannn Selbstverständlich ist MOÖg-
lich, und dies hat dıie Praxıs ZEZELLT, daß der Leiter (Manager) Un-
ternehmens C1iNer beherrschenden Stellung gelangt, der tatsächlich
derjenige ist, der uneingeschränkt über IC ıhm nicht gehörenden
Produktionsmittel verfügt.Aber dasdarf nıcht die grundlegende: DESELIZ-
liche Regelung übersehenlassen. Werdie Lage kennt, wıirdauch W.  >

wievielen Fällen diemaßgeblichen Kapitalgeber dieZügel selbst. oder
durch ihre Vertrauensleute test Händen halten. Mit dem vorstehend
aufgeführten Argument 1st dıe Forderungach Sozialisierung keineswegs

Fall bringen der umzudeuten.
Die Sozlalisterung bezweckt C111C sozialeBesserstellungnıcht NUurfür

C1116 bestimmte Bevölkerungsschicht allein, sondern für das gesamte Volk
wurde auf demKongreiß der englischen Labourpartei 1 Blackpool_gZanz

klar ZUuU Ausdruck gebracht, dafß die Sozialisterung ‚4111 Dienste aller
stehe und nıicht einseitigen. Interesse der beteili ten Arbeitnehmer.

Sozialisierung ist keine Zauberformel, deren Anwendung ohne weliteres
wirtschaftliches un soz1iales Paradieserschließt. BANVETE des

Glaubens, die Privatindustrie sıch 2AUS Mangel rechter Planung
heillos Testfahren, die Unternehmer hätten keinen Weıitblick, die Arbeıiter
sc1eNMN Lohnsklaven, und der Teufel ı der Geschichte SC1 der Profit..
Wır glaubten außerdem, wenn WITL di Wirtschaftnachdem Prinzıp des
allgemeinen utzens organisterten SEa nach dem desProfits, ı wA4re der
Arbeiter fre12 Mann un könnte 1 Überfluß leben6S Demgegenüber:stellt Osthold (a SaNz sachlich fest: „Das Unglück iür dı Labour-
un besteht darın, daß S1  ( nıcht eintachdiese Nationalisierun

len kann,vorbelastet den Diıenst weitgesteckter Sozialprogra
sondern daß auch die nationalisierten Wirtschaftsz C1 der harten
Zwangsläufigkeit ECiNGCr Wirtschaftspolitikunterliegen, WIIC S16 sich AQuSsS der
außerordentlichen Verarmung und SchwächungEnglands_durchden Z wei-
ten Weltkrieg. ergibt. 12SEC einfache Tatsache bildet den Boden für die
Enttäuschung der Massen, die durch dıe sozialıstische Agitation 11 allen
Ländern ZUr Unterschätzung des wirtschaftlich_Notwendigen undZur
Überschätzung des soz1ial möglich‘Erscheinenden €rzogen worden sind.‘
Sozialisierung istheute nıcht mehr ausschließlich C11]: Angeltgenhe

sozijalıstischer Kreise. Es „„1st ersichtlich,daßdie Anhänger 6e1ien
Wirtschaft durchaus CiINCr Überfüührung bestimmter Industriezweige

PaulOsthold,wDer Labourkongreß, C111 Lehrschau‘‘ Der Arbeitgeber, 1949,Nr. 1
Alfred Edwards, Mitglied des englischen Unterhauses,_ früheresMitglieder La-bourpartei, „Das Beste 2uUS Reader’s Digest‘‘,Aufsatz. Juli 1949, nachgedruckten -
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SCHCNU stehen 3 So71 sierung 1st ke Verfahren ec1n
schen, mate ellen harakters. Derenglische LordpräsidentMorrisonsagtedazu aufdem Kongreß: „Öffentlicher Geist MUuU ‚jgeden durchdringen
nıcht zuletzt. die Arbeiter, und unfer den Arbeitern rfllCh 3E allerwenig-
sten diejenigen den nationalisierten. Industrien. Wenn WI1r nıcht R
leichschritt mıt der Kollektivierung der Wırtschaft undMItT dem Fort
schritt der Sozialisterung C111 hohen moralischen Kodex entwickeln
C1iNeN hohen ethischen Standard und ;C1H6wachsende SffentlicheVerant
wortiung,dann wird der Erfolg VCI'SH.gt. bleiben.‘‘4

Formen der Sozialisierung
Dem Umfang ach isSt unterscheiden zwischen oll- und "Te1lso71

erung Be1 der Verstaatlichungwerden die sozialisierten Unternehmungenden Bereıch der staatlıchenVerwaltungüberführt, VO
Nat ONa CTUNS ;pricht, _WwWenn S1C Zwar Gemeineigentum übergehenaber ihre Leitung nichtmıt der staatlichenVerwaltunggleichgeschaltet
DasUnterscheidungsmerkmal zwischen Verstaatlichungund Nationali

1ster rad der Zentralisation oder Dezentralisation 7zwischen der
Staatsverwaltung und den sozlalisierten Wırtschaftsbetrieben.
1Is „kalte‘‘ Sozialisierung bezeichnet mMa  > das weitere Umsich

greifen. des Staates Bereich derWırtschaft durch eigene Betriebe. Eine
Abart dieser Orm entsteht dadurch, daßder Staatdurch erhebliche
SteuerüberschüsseZU Kreditgeber der Privatwirtschaft wird Man sprichthier treffend VO  - „ Verstaatlichung der Spargelder“
Als dritte orm hinsichtlichder Entstehung 1st die En‘t-eighung(mitod Oohne Entschädigung)prıvater Eizentümer VO!  ( Unternehmungen ADen.

_ Grundsatzfragen
gentum,Erwerbsstreben und Risiko. Die Sozialisierung

st eifellos entwicklungsgesch chtlich die Reaktionauf die rein-indiv
dualistische Auslegung des Eigentumsbegriffs,die der wirtschaftlichen
Situation unserer Ze1 führteSi wird 12 der Enzyklika Quadragesimo
anno außerordentlich treff gekennzeichnet:Die „Zusammenbal-lung VOMacht,; das türliche Ergebnis grund ätzlı zügellosenKonkurrenzfreiheit, die anders MI dem berleben des Öt
TeCN enden kann, 1stdas Eigentümliche jüngsten wirtschaftlichen
Entwicklung.“ W die chichte ungezählten Beispielen -Jehrt,be-
deutet tion me1st sschlagen zuumanderen Ext m, WOmMIiwıiederum eue Gefahren auftauchen. „Zwei gefährliche Einseitigkesınd dahermıt Bedacht INC1 Auf der Seite führtdie Leugnung

Fritz Kroeger 1ı „BegZit be1 ‚ Osthold(s. Anegnung‘, “  Anm. 1).*4 Jg (1949) Heft IS ZÄreS
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der Abschwächung der Sozjalfunktion des Eigentumsrechts ZuIndivi-
dualısmus der mindestens Nähe, auf der andern Seıte treıbt die
Verkennung der Aushöhlung Individualfunktion zu Kollektivismus
der aßt weNn1gstens dessen Standpunkt bedenklıch reilen (Quadrage-
S11INO aMlNQ, 46.)

Als freies Unternehmertum auf der un als Sozialisierung auf der
anderen Seıite stehen dıe beiden Eıinseitigkeiten VOr uns,. Es gılt @Qus ıhnen
den „goldenen Mittelweg“ erkennen.

Das Unternehmertum erscheint gerechtfertigt, wenn es dre Anforderun-
SN entspricht: Es MU: sıch wirtschaitliıche Aufgaben handeln, die
ıhre Lösung besten auf der Grundlage auf dem Erwerbsstreben
beruhenden Privatınıtiative finden („Erwerbsprinzıip Dıie Lösung wirft-

schattlicher Aufgaben Mu als echter Leistungswettbewerb erfolgen kön
nen („Wettbewerbsprinzıp Das Unternehmertum mu sein wirtschalt-
lıches ägen und ählen ausrichten dem Grundsatz der Verpfichtung
für das Gemeinwohl („Sozialprinzıp‘

Orrison formulıerte di2se Prinzipien kürzester orm ‚„„Die ein-

Z1gC Rechtfertigung für das pr1vate Unternehmertum 1SLT, daß I  } Jeistungs-
fähig, wirtschaftlıch SOWI1C unternehmerıiısch ist nd für das allgemeıne
Wohl arbeıtet. 66

Dıiıe Bedeutung des Erwerbsstrebens darf nıcht unfer-, aber auch nıcht
überschätzt werden uch Forscher, _ Wissenschaftler, Erfinder Politiker,
Beamte USW.,. entwickeln Privatinitiative, dıe wesentlich ZU wirtschaftlichen
un soz1alen Fortschritt beiträgt. Die Privatıinitiative auch Wırt-
schatftsbereich äußert sıch nıcht Nur als persönliche Interessenmitiative,
sondern auch als Pilichtbewußfßtsein und Pilichterfüllung aus höheren
relig1ösen ethischen Gründen als olchen materieller Art ber CS kann
doch ohl festgesteillt werden, daß die arbeitenden Aenschen im a!lgeme1-
Nen mehr der WECN1SCI nach Eigentum streben. Dies iSt eıin ganz natur-
lıcher Wesenszug, der, wenNn den nötigen Grenzen bleibt, nıchts mıit
Mater1ialısmus tun hat6  6

Mit dem Unternehmertum verknüpft ist das Eigentumsrisiko. Dieses
verstärkt das Erwerbsstreben ist aber uch e1in Sıcherheitsventil
Der Leiter soz1lalısıerten Betriebes verliert seiNenN Posten (1n
Grenzen annn vielleicht schadenersatzpilichtig seın) der Unternehmer
aber verliert auch och SCIMN E1iY7zentum e1 15ft wiederum bedenken
da{(ß dıe großen Unternehmungen doch iıhre Kapitalhaftung durch dıe
Wahl der Rechtsiorm Kapitalgesellschaft stark beschränkt haben und
daß ıhre Leitung vielfach be1 Angestellten lıegt Sehr wesentlich 151

diesem Zusammenhang auch die soz1ale und soziologı:sche Sıtuation in den
Wirtschaitsbetrieben. Bekannt geworden 13t der jJüngeren Zeit e1nNn Be1i=-

$} Be1 Paul Osthold (s Anm. 1)
Vgl. me 1ıNenN Aufsatz „Grundfragen des Arbeitsverhältnisses‘‘ 89| „Begegnung“y} 1949,

Hefit
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spiel, 4s die . Duisburger Kupferhütte durcheine neuartige Sozialgestal-
tung gegeben hat „Außerungen Aaus Kreisen der Belegschaft ZCISEN, daß
1N AI solchen Umständen für Cin imagınares ‚Eigentum des Volkes‘
und andere Programmsätze Nur noch Verständnıis aufbringt.‘ Man
darf ohl annehmen, da{ß die Forderungen auf Sozialısierung durch gute
Ma{filnahmen betrieblicher Sozialpolitik _ ZU! mindesten Cine wesentliche
Einschränkung ertahren können-. Darüber hinaus aber gilt: ‚JJe eiter
unternehmerische Iniiiative genossenschaftlichen Betriebsverfassungen
Iührt, desto CNSC wırd der Raum für Sozialısıerungsmainahmen SO-
wohl hinsıchtlich der sozialpolıtischen Forderungen als auch der ökonom!i-
schen und sozjalen Notwendigkeıiten.

Aus grundsätzlicher Sıcht heraus erg15t sıch keine Bestlösung allgemei-
ner Art S16 äßt Nur den „goldenen Mittelweg” als eine breite Bahn
kennen, auf der jedes staatlıch ZECINTE olk und ohl! auch jede Zeit iıhre
Bahn konkreten Lösung entsprechend dem Wıllen ihrer Glieder
zurücklegen mu Als „goldenen Mittelweg können WIr zunächst CIHG

Lösung ansehen, be1 der CIM sozlales Unternehmertum als breiter erwerbs-
und konkurrenzwirtschaftlıcher Unterbau mı1L einer Teilsozialisierung VOLI-
bunden ist

Sıcherheit Inıtiatıve und Freıheit Für viele Anhänger
C1in rten Wırtschaft ist die dadurch erhoffte Sıcherheit SCHCN-
ber der unternehmerischen Wirtschaftsweise mıiıt ıhrem konjuhkturellen
Auf und Nıeder un ihren schweren Krisen der stärkste Beweıs. Sıe soll
sıch VO allem auf Vollbeschäftigung, Steigerung der Produktivität und
Stabilisterung der Preise tfür dıe lebensnotwendigen Güter erstrecken.
Vollbeschäftigung- ist hne Zweife]l als der Hochziele jeder Wıirt-
schaftspolitik betrachten. Für di2 Gesellschaft 1sSt die Arbeit jeden
erforderlich. Zwangsweilse Arbeitslosigkeit wirkt störend auf die Lebens-
kräfte des gesunden Menschen. Durch Austall VOIN Arbeitsleistung stehen
aber auch WEN1LISCF (Güter ZUE Verteilung für dıe Gesamtheıt bereit. Daß
die Werktätigen nach Sıcherheit ı1MmM wirtschaftlıchen un soz1alen Be-
reich streben, 1st ihr Recht Dieses Recht durch Sozlalısierung
verwirkliıchen würde bedeuten:

An die Stelle Inı:1atıve tr1ı  € C111 staatlıche Planung.
Der Bereich der Wırtschaft wird politischen der Führung
des letzteren verbunden.

derDemgegenüber steht der „oberste sozialphilosophische Grundsatz‘“‘
Sczialenzyk!] ika 1uUS XI „Wie dasjenige W 4S der Einzelmensch aus eigenNEr
Inıtiative und mi1t SEiINEN C1i27enen Krätten eisten ann ıhm nıcht
un der Gesellschaftstätigkeit ZUSCWICSCH werden darf verstöfßt C655

H Sch., „Exempel Duisburg“ „Blätter für Steuerrecht, Sozialversicherung und
Arbeitsrecht‘‘. e Heit S, Aprıl 1949
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;cchtigk«
weESsSEN ‚eistenun de führen OoNNCN, 1tere

_ übergeordnete_Gemeinschaft i Anspruch nehmen; zugleich iSst
S  us nachteilig und verwirrt.dıe Gesellschaftsordnung. Jedwede

Gesellschaftstätigkeit- ist T ihrem Wesenund Begriff nach subsidiär: s
soll die Glieder des Sozialkörpers unterstützen,darf s1e berniemals Zer-

schlagen oder aufsaugen.‘‘8
Die erstrebte Sıcherheit kann abernicht dadurch erreicht werden, daß

dem Staat ec1N Aufgabenbereich übertragen. un unterstellt wird, dessen
Wahrnehmung‘ SC1IHN Wesen verstößt. Ernst Hippel weıstnach,

„dafß Staat verschiedene reiche MIitjeweils besonderen Vertretern
_ g1bt, dıe sinnvall zusammenwirken müUussen, da fürwirklichkeitsgemäßes
Denken unberechtigt ISt: denpolitischenBereich nd 11inıhm asParteien-
weEeESsSEN mit dem Staat gleichzusetzen un ZentralismusallesandereZ

unterwerfen. Undassıch S\ bezüglich des Kulturbereichsergab,. gilt Ment-

sprechend auch Hinblick auftf die Wirtschaft,die ebenfalls als Bereich
Autonomite besitzen muß, da die Polıtisterung dieWirtschaft ebenso.rumilert
W1C den Kulturbereichund zugleich, als Tendenz der Lenkung‘vo außen
her; jede persönliche Initiative untergräbt oder belastet.“g

Diese grundsätzlichenErwägungen findenihreBestätigung durchBr-
kenntnisse us der Praxis der Sozialisierung. „DieBehandlung:des Gesetz-

— entwurfis Nationalisierung der Eisenindustrie Oberhaus führteZum
Austritt des Lord Milverton2uUS der Labour-Partei. ach dem Parlaments-
bericht der “Limes führte C 2Zzu aus Hr habe sSe1it eEINISErZeitmit

dewachsender Befürchtung gefühlt, daß dieser Gesetzentwurf fürHe
der Preiheit den Punkt _bedeute, dem sich die Wegesch1
ersten Mal übernehme der Staat eine produktive.und Wettb werb

sicht-stehende Schlüsselindustrie. Vi:lleicht hingen Befürcht
lich der sich ständiz ausweıitenden Rıngeder Staatskontro dam
CH;daß SC111LC6 Erfahrungen 1} der Verwaltung iıhm gezeigt.hä W1C

C1INC uneingeschränkte Uurokratıe den Unternehmungsgeist stra rmn

; vermag. Die Straße, die S1' gegenwärtig betreten hätten D 1inen

Abgrund, AausSs dessen Tiefe klar der totaliıtäreStaat heraufsteige
In SC11EM bekannten Buch„The Managerial Revolution‘“ legtder

Amerikaner James Burnham dar, daß durch -die Vereinigung deswIirt-
schaftlichen reichs mit der politischen Sphäredie eCueseführende Schicht
der Manager entstehe, fürdie e1nNe „ausbeuterische Klassenherrschaft
voraussagt, ;»„W1C S16 solcher chärfeun Ausschli {31 e1t b1 aum
vorgekommeniSt.  : Man wird dem nichtgerecht CMn sagt es

führe „eigentliıch 1Ur den Nachweıis, daß jede risCc aftsform ber-
schicht der Führung entwickelt undbraucht und daß derManager, der

Quadragesimo 11110 n.
I  Q Ernst Hippel, „Der Staat christlicher Sıcht‘‘ „Begegnung 1949 Hef

Be1i Osthold (s Anm.
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tel sonde Be Mac in H hat.‘ Wenn die M
erlaufe WE 115 Soz1alıstwicklung 9 m. der

S1C st man auf dem Umw SOz12tet,
wiede elben rob emen W1C Zusamm allung

her Händen W esentlich versch aber
1' dadurch daß die NeCuenN tschaftl Machtha

Funkt10Na des Staates wären.
Diese VO:  [ wohl artrieb aber zweıfellosvorhandeneGe-

fahr sollte 7weifac Überlegung anregen:her
1. Besch auf notwendige Teilsozialisierung. ‚,EsS 15

wesentlıch Kennzeiche unserer iıt daß dıe nachdenklichen Sch
uNseCres Volkes den deol9 stehen.“‘

Betrach oz1alısterun als zeitbedingte Hılfe
HNT NCUC So Al- und Wch g de Überg 55 Z chaftsord ung,

alle 1l SCH M6 1ten Er

ung siıch
111 ST und M1ı L(wortung

rts ha triıeben.
erkannt werden, daßdurch Sozialisterung der Klassen-

kampf, den man treffend die erSTtEC „permanente Revolution“ er
schichte geNaNNT Nnat,; letztlich icht beendet werden kannnAbschließend

kann diesem Abschnit festgestellt werden: Willensbildung - Le1
Volkswirtschaftskörper sollen weder individualistisch noch kollek V1-

stisch erfolgen.
‚„Die Wettbewerbsfreiheit - obwohl innerhalb der gehörigen Gren

berecht un zweifellosem Nutzen kannunmöglich regula VeCS
Pr der Wırtschaft sein 14

DasWirtschafts- und Sozialgef SC 1ist ber anderseits komplizie
chtswinkundvielgestaltig, da{fiß CS auch schon-  us rein ökonomischem

C111 ding‘ist,<  } Staatsbe! rde anzunehmen, S16 ware de
CnLage umfassend und allenSCINCH Teilen leiten und ordnen

Die organische Verbind weitgehender Freiheit und Inıtiative der
zelpersönlichkeit mi1ftf sozialem und wiırtschaftliıchem Schutz1St
Ziel, dessen Verwir lic C1Ne„ Teilsozialisterung sicherlich wert He
Hılfe leisten vermag alısıerungsmaßnahm dabe1 nıch
die Grenzen überschreiten, dıe .. dıe Notw e1t er Wahru s  eo

sozialphilosophisccher Grundsätze 11 ihrer Richtigkeit und weckm 1
eıt durch die Praxıs bestätigt werden, gesetzt sind. In diesenGrenzen

Ka-Bargheer, -Ideen und Ldeologien. Aus dem literarischen Kampf ZW1
pitalismus un Sozialısmus, „Der Arbeitgeber“‘, 1949, NrT.

bda
13 Ummich nicht wiıederholen,darf iıch auf iNneiNen Aufsatz DErLohn- Ge-

sichtsfeld so7z1alen Neuordnung“ VeErwWwCecIiIsCnN „Begegnung“‘,1949, Heft
Quadragesimoanno 396 88
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wird das Maß einzelnen VO Willen der Menschen und der ökonoa-
mischen und sozialen Notwendigkeıt bestimmt Oberste Willensbildung nd
Leitung der Wiırtschaft dart nıcht den politisch-staatlichen Organen über-
tragen werden, sondern S1C MUu. aUS dem Wirtschaftsbereich selbst durch
den Autbau berufsständischen Ordnung erwachsen.

Verfahrensiragen
Leitungz, Kontrolle und Mitbestimmung. Eın VO  [ dem Er-

I0lg der englischen Sozialisierung enttäuschtes Parlamentsmitglied erzählt
iolgendes Beispiel: „Der Kumpel;, der 110901 Kohlenstaub arbeitet, lıebt
CS, wenn ach Schichtende A4UuUS$S dem Zechentor geht, piekfein ZU-

sehen. Deshalb verlangten die Bergleute VOIL den Zechenkantıinen, daß di=se
C116 Haarpomade führen sollten, C1INC bestimmte Markenbrillantine, die
VO  > den Mädchen schr geschätzt wird. In Privatindustrie hätte der
Kantinenverwalter diese Pomade raschestens besorgt SO ber mußte JENC
Lappalıe erst den örtlıchen Zechenvertreter, dann die örtliche
Grubenverwaltung, dann den regionalen „Verwaltungsausschuß un
schließlich das Kohlenamt London gehen. Darauf mußlte die Ba

scheidung erst wıeder durch die verschiedenen Ressorts ach durch-
tiıltriıert werden.. In dem Bericht Kommissıon ZUFr echnungs-
prüfungder öffentlichen Betriebe Frankreich (nach dem Stand bis
FEnde wiıird grundsätzliıch dıe Forderung erhoben, „„dafß dıe Staagts-
betriebe ‚nach Möglichkeit‘ ach den gleichen rundsätzen geleitet werden
WI1IC die privaten Unternehmungen. Die Aufsicht, dıe VO Staate ausgeübt
wird, dürfe die Handlungsifreiheit un Verantwortlichkeit der Betriebsleiter
nıcht einschränken. Die Zusammensetzung der Verwaltungsräte, die AUS

Staatsvertretern, den Verbrauchern und Vertretern des Personals bestehen,
wird als unglücklich bezeichnet, we1l diese Gruppen ıhre Sonderinteres-
sen wahrnehmen und amıiıt den Verwaltungsrat Machtlosigkeit VOLr-

urteilen. Dıiıe Kommission empfiehlt daher Ara Hinzuziehung VOIl Persön-
lichkeiten 2US der Industrie, defn Handel und der Fınanz. Abschließend
verlangt die Kommission ‚008 schnelle Verabschiedung des dem Parlament
vorliegenden . allgemeınen ‚Statutes der öffentlıchen Betriebe‘, das 165e
mehr als bisher VOT politischen Eıngriffen und ungerechtfertigten EBın-
mischungen der Staatsgewalt schützen soll Das Beispiel annn auf
den Laıi1en verwirrend wirken leicht annn der BEindruck entstehen,
müßte und könnte Sar nıcht anders SC1MH soz1ialısıerten Betrie-
ben Das ”7WwWE1TLE Beispiel 1St durch Sachlichkeit wesentlich wertvoller;
aßt doch klar erkennen, daß sıch be1 der ıtung soz1alısıerter Unter-
nehmungen nıcht Grundsatz-, sondern Verfahrensiragen handelt.

Das Vorgehen Englands zeigt ZaNz deutliıch e1N Abrücken der
Zentralisierung, W1C S1C sich besonders Kohlenbergbau vorfindet,

Alfred Edwards € Anm
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gunsten fortschreitenden Dezentralisierung. Weiterhin bietet dıe SO-
zlialisıcerung England „unzweillfelhaft CIn interessan Beispie]l für den Ver-
such Wiırtschaftszweiz nach demokratischen Grundsätzen Orga-

un dabe1 doch dıe kaufmännische Führung unsachliche
nıcht zuletzt politische Eıntlüsse abzuschirmen > Da{ß dabe1 selbst das Par-
lament der historische Träger der englischen Souveränität von der Eın-
lußnahme aut das laufende Geschäftt ausgeschlossen 1ST, 1STt C1iM Maßstab
dafür, WIC weit“England der Sicherung ungestörten Geschäits-
gebarung den sozialıstierten Betrieben gehen wıllens SEL uch
dem erwähnten französischen Bericht wird die „Behinderung der Betriebs-
leitung durch parıtätische Betriebskommissionen, die bei der Einstellung
und Entlassung der Betriebsangehörigen das CC ZUTr Mitbestimmung“
haben‘‘) besonders - hervorgehoben. 39  egen die Mitbestimmung wurde
bemerkenswerterweise auch von gewerkschaftlicher Seite Einspruch
hoben Im Namen der Bergarbeiter wurde davor gewarnt die tellen-
besetzung nationalısıierten Industrien politisieren *° 19 Fınale un CMP1-
rische Gesichtspunkte tellen die Notwendigkeit unabhängigen (Ge-
schäftsführung heraus, die weder von der Staatskontrolle och durch die
Mitbestimmung der Arbeitnehmer der Ausübung iıhrer wirtschaftlichen
Funkti:on eingeengt werden soll Für dıe deutschen Verhältnisse bietet das
Aktiengesetz e1iNE rauchbare Grundlage dı: Forderung ach kauimännt1-
scher Geschäftsführung verwirklichen Dabe1 WAaICcC zunächst einmal
festzulegen, W1C die Hauptversammlung gebildet werden soll

Diskussionsvorschlag
Vorschlag VO:  »3 Mitgliedern der Hauptversammlung sozialisierten Unterneh-

mens durch den Wirtschaitsminister auf rund VO  - Vorschlagslisten der verschiedenen
Wirtschafts- un: Berufskörperschaften (z. Gewerkschaften, Arbei:tgeberverbände, In-
dustrie- un Handelskammer USW,, ber uch der wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät
des betreffenden Bezirkes).

Wahl (bei Ablehnung Vorschlag) der Mitglieder durch das Parlament.
Hıiınzu C1nMNn ernannter Vertreter des Wirtschafts- und Arbeitsministeriums der

VO:  - der Belegschaft gewählte Betriebsratsvorsitzende. Gesamtzahl: Diese wählen AuS

ihrer Mitte Aufsichtsräte. Dıese bestellen den Vorstand. (Rechte und Pilichten der
einzelnen Organe laut Aktiengesetz,.)

”7 um andern wWAare gesetzlich festzulegen, daß als Vorstandsmitglieder
NUur Personen AQUS der Wirtschaft ML Ausbildung und Qualifikation für
die Ausübung unternehmerischer Tätigkeit bestellt werden dürten.

Wettbewerb Rentabilität und Leistung and and
MIit der Durchsetzung EiNECEr Geschäfitsiührung ach kaufmännischen rund-

1949, Nr.17 „Realısmus der englischen Sozialisierung“ „Der Arbeitgeber‘“‘,
18 Vgl hıerzu mMEeEINeEN Aufsatz „Um die Miıtbestimmung - der Betriebsvertretung‘

„Begegnung‘ y} 1949, eft
Siehe Anm.
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at
6 | konkurrenzwirts haf ausge
annn dıe S50z1a1i 1 C1NE CUC stehen licher Konk

renz führen, wobeidiese aller nıch iner Zer wiırt
schaftlich notwendiger produk S..  un chaft S
werden darf Es ist behaup daß soz1ilalisıer Be r1e

den als rivatwirtschaftliche.grundsätzlich"unrentabler arbeit
Richtig 1St, dafß WIr heute die ;fahrensfr SCn usr chend
durchdrungen haben un beantworte Onnn Deshalb muß i ieder
darauf hingewiesen werden, daß So7z1 rungsmaßn hme ;

erfolgen dürfen, dadie ‘ Bébbachtfingch undErfahrun
Schrittes deren wissenschaftliche Verarbeitung — di rundlage

eute auf die Ökı schen M1ı z1alı-desfolgenden sind. folge
sierungsmaßnahmen 1! England undFrankreich als ds Argu-
mente gegendie Sozilalisierung hinzuweisen,wa  H4ıre leiche, w
in die Unternehmerwirtschaftwegen der “ 4 Beginn Hochka

bez ch-aufgetretenen undals Verbrechen die Menschlichk
as Zz1nenden Erscheinungen: (wie Kinderarbeit) als grundsätzlic

verurteilen würde. Entwicklung geeignete Öökon« sche fahren
aucht Zeit Darü dürfen politische Programme rde

ungeachtet ihrer 617611 Be chtigu wegtäusche SO-
listerung hat abe auch keineswegs oh we1ite de

Leistungen ıhrem Gefolge. Edwards dr ckt dies rSp zterWeıi1se
aus „Männer geben ZW ar ihr Leben fü

arbeiten das hat sıch jetzt eindeutig. sgestellt werde
21für höhere Löhne,also aul  %DProfitgründe

SO2Z1 15 Betr ebe denselben‘Tatsache1ist jedenfalls, daß
ndFragen sozialer Betriebsgestaltung _ hnung C

dungsordnung USW.) stehen dieprivatwirts aftlic
gehende sozialısierte Wırtschaft W1C 1Englan
sonders dringend, weil mıiıt derSoz1a es So 1al

verbunden ist Bs nnen aber We ber di Bildung VO  5

als 1! 1rt-(Geld- Einkommen 11C mehr Güter Zzur rte lange
hr groß,schaftsprozeß erzeugtwurden. Hier ist die fahr

daß Lohnerhöhungen und Soziall auf sten der
Kapitalbildung, wodurch manber ht 0_.

mischen, sondern auch einen tt err

20 Vgl Fritz Ottel, „Wettbewerb durch Zwang?“ i1er V kswirt 31
91 Sıehe Anm
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